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Für die Suchthilfe und weitere diakonische Angebote  
bitten wir um Ihre Unterstützung und das heutige  
Opfer.

Die Liebe erträgt alles, sie glaubt alles, sie hofft alles, 
sie duldet alles (1. Korinther 13,7). Dieser Vers aus 
dem Predigttext für den heutigen Sonntag Estomihi 
leite uns.

	 D r.  h. c.  F r a n k  O.  J u l y

Kirchliches Gesetz zur Änderung 
der Kirchengemeindeordnung  
und anderer Gesetze

vom 25. November 2015

Artikel 1
Änderung der Kirchengemeindeordnung

Die Kirchengemeindeordnung in der Fassung der Be­
kanntmachung vom 19. Juli 1989 (Abl. 53 S. 695), 
zuletzt geändert durch Kirchliches Gesetz vom 27. No­

Pflichtopfer für die Diakonie 
am Sonntag Estomihi  
am 7. Februar 2016

Erlass des Oberkirchenrats vom 14. Dezember 2015
AZ 52.14-5 Nr. 77.34-01-27-V02

Nach dem Kollektenplan 2016 ist das Gottesdienst-
opfer am Sonntag Estomihi am 7. Februar 2016 für die 
Arbeit der Diakonie in Württemberg bestimmt. Hierzu 
ergeht folgender Opferaufruf des Landesbischofs:

Wenn Menschen in einer Sucht gefangen sind, leidet 
die ganze Familie. Die jugendliche Tochter versorgt 
die jüngeren Geschwister und den Haushalt, weil die 
alkoholkranke Mutter dazu nicht die Kraft hat. Oder 
ein anderes Beispiel: Der Familienvater kommt vom 
Glücksspiel nicht los.

Ob Beratung in den Kirchenbezirken oder Selbsthilfe­
gruppen: Die Suchthilfe der Diakonie in Württemberg 
bietet ein Netz von Angeboten bei Suchterkrankungen.

Wir als Gemeinde Jesu können mittragen, indem wir 
suchtkranke Menschen auf ihrem Weg aus der Sucht 
begleiten und ihren Angehörigen zur Seite stehen.
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vember 2012 (Abl. 65 S. 269, 277), wird wie folgt ge­
ändert:

1.	 Am Ende von § 3 Absatz 1 wird folgender Satz 
angefügt:

	 „Verbundkirchengemeinden sind Gesamtkirchen­
gemeinden, für die 

	 1. 	�Gemeindepfarrstellen errichtet oder denen die 
für die an ihr beteiligten Kirchengemeinden 
errichteten Gemeindepfarrstellen zugeordnet 
sind, und bei denen 

	 2. 	�für die Gesamtkirchengemeinde sowie deren 
beteiligte Kirchengemeinden die örtliche Got­
tesdienstordnung gemeinsam festgelegt wird.“ 

2.	 § 6 Absatz 3 wird wie folgt geändert:

	 a)	� In Satz 1 werden nach dem Wort „ihren“ die 
Wörter „im Haushalt lebenden“ eingefügt. 

	 b)	�In Satz 3 wird nach dem Wort „Ihre“ das Wort 
„evangelischen“ eingefügt.

3.	 In der Überschrift des § 6 a wird die Angabe „6 a“ 
durch die Angabe „6a“ ersetzt. 

4.	 In § 11 Absatz 1 Satz 2 Nummer 2 wird die Anga­
be „§ 9“ durch die Angabe „§ 10“ ersetzt.

5.	 § 12 wird wie folgt geändert:

	 a)	� In Absatz 1 wird am Ende folgender Satz ange­
fügt: 

		�  „In Kirchengemeinden, die an einer Verbund­
kirchengemeinde beteiligt sind, beträgt sie min­
destens zwei, in allen Kirchengemeinden der 
Verbundkirchengemeinde gemeinsam insge­
samt höchstens achtzehn; der Oberkirchenrat 
kann eine Erhöhung dieser Zahl zulassen.“

	 b)	�In Absatz 2 wird am Ende folgender Satz ange­
fügt: 

		�  „Ist eine Kirchengemeinde an einer Verbund­
kirchengemeinde beteiligt, so findet keine Zu­
wahl durch ihren Kirchengemeinderat statt.“ 

6.	 In § 13 werden am Ende folgende Absätze 3 und 4 
angefügt:

	 „(3) Meldet sich ein Kirchengemeindeglied nach  
§ 6a in eine Kirchengemeinde um, die in Orte 
oder Wohnbezirke aufgeteilt ist, so teilt das Kir­
chengemeindeglied mit, zu welchem Ort oder 
Wohnbezirk es gehören will. Der gewählte Ort 
oder Wohnbezirk darf nicht von dem gewählten 
Seelsorgebezirk abweichen. Liegt keine Meldung 
vor, so ist es dem größten Ort oder Wohnbezirk 
des Seelsorgebezirks zugeordnet.

	 (4) Sind in einer Kirchengemeinde weniger als vier 
Kirchengemeinderätinnen und Kirchengemeinde­
räte zu wählen, ist eine Wahl nach den Absätzen 1 
und 2 ausgeschlossen.“

7.	 In § 14 wird die Angabe „§ 35“ durch die Angabe 
„§ 33 Kirchliche Wahlordnung“ ersetzt.

8.	 In § 17 werden nach dem Wort „Kirchengemeinde­
rat“ die Wörter „, sofern eine Verbundkirchenge­
meinde besteht der Verbundkirchengemeinderat,“ 
und nach dem Wort „Kirchengemeinderats“ die 
Worte „, in Verbundkirchengemeinden des Ver­
bundkirchengemeinderats,“ eingefügt.

9.	 In § 25 Absatz 2 werden nach dem Wort „Einla­
dung“ ein Komma eingefügt und die Wörter „die 
Hälfte“ durch die Wörter „nach Absatz 1 erforder­
lich“ ersetzt. 

10.	§ 27 wird wie folgt neu gefasst:

„§ 27
Ausschluss wegen Befangenheit

	 (1)	 Ein Mitglied des Kirchengemeinderats darf 
an einer Entscheidung weder beratend noch ent­
scheidend mitwirken, wenn diese ihm selbst oder 
folgenden Personen einen unmittelbaren Vorteil 
oder Nachteil bringen kann:

	 1.	� der Ehegattin oder dem Ehegatten, der frühe­
ren Ehegattin oder dem früheren Ehegatten, der 
Lebenspartnerin oder dem Lebenspartner nach 
§ 1 des Lebenspartnerschaftsgesetzes, der oder 
dem Verlobten, 

	 2.	� einer oder einem in gerader Linie oder in der 
Seitenlinie bis zum dritten Grad Verwandten, 
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	 3. �einer oder einem in gerader Linie oder in der 
Seitenlinie bis zum zweiten Grad Verschwäger­
ten oder als verschwägert Geltenden oder

	 4. �einer von ihm kraft Gesetzes oder Vollmacht 
vertretenen Person.

	 (2) Dies gilt auch, 

	 1.	� wenn das Mitglied des Kirchengemeinderats 
gegen Entgelt bei jemandem beschäftigt ist, 
dem die Entscheidung einen unmittelbaren 
Vorteil oder Nachteil bringen kann, es sei denn, 
dass nach den tatsächlichen Umständen der Be­
schäftigung anzunehmen ist, dass sich das Mit­
glied des Kirchengemeinderats deswegen nicht 
in einem Interessenwiderstreit befindet,

	 2.	� wenn das Mitglied des Kirchengemeinderats in 
der Angelegenheit in anderer als öffentlicher 
Eigenschaft ein Gutachten für Dritte abgege­
ben hat oder sonst beruflich tätig geworden ist, 
oder

	 3.	� wenn die Entscheidung einem Verein, einer 
Gesellschaft, einer Körperschaft oder sonsti­
gen Personenvereinigung einen Vorteil oder 
Nachteil bringen kann, in deren Beschluss- 
oder Aufsichtsorgan das Mitglied des Kirchen­
gemeinderats, Verwandte ersten Grades oder 
seine Ehegattin oder sein Ehegatte oder seine 
Lebenspartnerin oder sein Lebenspartner nach 
§ 1 des Lebenspartnerschaftsgesetzes mitwir­
ken oder Gesellschafterin oder Gesellschafter 
sind; ausgenommen ist eine Mitwirkung als 
Vertreterin oder Vertreter oder auf Vorschlag 
der Kirchengemeinde oder eine Mitwirkung, 
die auf der amtlichen Stellung des Mitglieds in 
der Kirchengemeinde beruht oder für die der 
Kirchengemeinderat festgestellt hat, dass sie 
im Interesse der Kirchengemeinde liegt.

	 (3) Diese Vorschriften gelten nicht, wenn die Ent­
scheidung nur die gemeinsamen Interessen einer 
Berufs- oder Bevölkerungsgruppe berührt. Sie 
gelten ferner nicht für Wahlen zu einer ehrenamt­
lichen Tätigkeit.

	 (4) Die Absätze 1 bis 3 gelten auch für Personen, 
die an den Sitzungen des Kirchengemeinderats 
beratend teilnehmen.

	 (5) Das Mitglied des Kirchengemeinderats, bei 
dem ein Tatbestand vorliegt, der Befangenheit 
zur Folge haben kann, hat dies vor Beginn der 
Beratung über diesen Gegenstand einer oder ei­
nem Vorsitzenden des Kirchengemeinderats mit­

zuteilen. Ob ein Ausschließungsgrund vorliegt, 
entscheidet in Zweifelsfällen in Abwesenheit der 
oder des Betroffenen bei Mitgliedern des Kirchen­
gemeinderats sowie bei beratenden Teilnehmerin­
nen und beratenden Teilnehmern der Kirchenge­
meinderat, bei Mitgliedern von Ausschüssen der 
Ausschuss.

	 (6) Wer an der Beratung und Entscheidung nicht 
mitwirken darf, muss die Sitzung verlassen. Zuvor 
ist ihr oder ihm Gelegenheit zur Stellungnahme zu 
den Gründen der Befangenheit zu geben. Das be­
fangene Mitglied kann vor der Beratung des Kir­
chengemeinderats zur Sache gehört werden.” 

11.	§ 37 wird wie folgt geändert:

	 a)	Absatz 1 wird wie folgt geändert:

		  aa) �In Satz 2 werden die Wörter „auf Lebens­
zeit“ durch die Wörter „bis zum Eintritt in 
den Ruhestand oder bis zur Beendigung des 
Arbeitsverhältnisses wegen Rente“ ersetzt.

		  bb) �In Absatz 1 Satz 3 werden die Wörter „wer 
auf Lebenszeit“ durch die Wörter „wer bis 
zum Eintritt in den Ruhestand“ ersetzt.

	 b)	Absatz 5 wird wie folgt geändert:

		  aa) �In Satz 1 werden die Wörter „einer Gesamt­
kirchengemeinde angehörenden“ durch die 
Wörter „an einer Gesamtkirchengemeinde 
beteiligten“ ersetzt. 

		  bb) �Am Ende wird folgender Satz angefügt:
			     �„In den Kirchengemeinden, die an einer Ver­

bundkirchengemeinde beteiligt sind, wird 
keine Kirchenpflegerin und kein Kirchen­
pfleger bestellt.“

	 c)  Am Ende wird folgender Absatz 9 angefügt:

		�  „(9) Ist die Kirchenpflegerin oder der Kirchen­
pfleger für eine längere Zeit als drei Monate an 
der Ausübung des Amtes gehindert, kann der 
Kirchengemeinderat mit der Mehrheit des § 37 
Absatz 1 Satz 1 beschließen, dass die Stellver­
treterin oder der Stellvertreter die Rechte und 
Pflichten der Kirchenpflegerin oder des Kir­
chenpflegers für die Dauer der Verhinderung 
befristet wahrnimmt, soweit diese nicht durch 
andere wahrgenommen werden. Die Stellver­
treterin oder der Stellvertreter sind nach Absatz 
6 zu verpflichten.“



	 b)	In Absatz 1 wird Satz 5 wie folgt neu gefasst:

		�  „Dieser bleibt nach § 17 Satz 1, 2. Halbsatz und 
nach § 8 Absatz 1 Satz 2 Württembergisches 
Pfarrergesetz zuständiges Gremium.“

17.	In § 57 wird die Überschrift wie folgt neu gefasst:

„§ 57
Geschäftsführung im Engeren Rat 

und in den Ausschüssen, Nichtöffent-
lichkeit der Sitzungen in der Gesamt-

kirchengemeinde“

18.	Nach § 59 wird folgender § 59a eingefügt:

„§ 59a
Eingetragene Lebenspartnerschaft

	 Die Regelungen zu Ehegatten finden auf die nach 
§ 1 Lebenspartnerschaftsgesetz eingetragenen Le­
benspartnerschaften entsprechende Anwendung.“

19.	Es werden jeweils ersetzt

	 a)	� in § 3 Absatz 1 und § 51 Absatz 2 Satz 1 das 
Wort „Zusammenschluß“ durch das Wort „Zu­
sammenschluss“,

	 b)	� in § 6a Absatz 1 das Wort „zuläßt“ durch das 
Wort „zulässt“,

	 c)	� in § 7 Absatz 2, § 21 Absatz 2, § 23 Absatz 2 
Satz 2, § 24 Absatz 5 Satz 1 und 4, § 29 Satz 2, 
§ 31 Absatz 1 Satz 2, § 33 Absatz 3 Satz 2, § 38 
Absatz 1, § 44 Absatz 2 Satz 1, § 51 Absatz 2 
Satz 3 sowie in § 56 Absatz 2 Satz 1 und 2 und 
Absatz 4 das Wort „Beschluß“ durch das Wort 
„Beschluss“,

	 d)	� in § 7 Absatz 2 und § 33 Absatz 3 Satz 2 das 
Wort „Ausschlußfrist“ durch das Wort „Aus­
schlussfrist“,

	 e)	� in § 11 Absatz 1 Satz 2 Nummer 3 und 4, § 11 
Absatz 5 Nummer 3, § 12 Absatz 2 Satz 1,  
§ 26 Absatz 2, § 29 Satz 2, § 32 Satz 2, § 33 
Absatz 1, § 37 Absatz 2 Satz 1 und 2, Absatz 
5 Satz 2 und Absatz 7 Satz 3, § 43 Absatz 2  
Satz 3, Absatz 5 Satz 1, § 47 Absatz 1 Satz 2 
und 3, § 50 Absatz 1 Nummer 2, § 52 Absatz 1 
Satz 1 und Satz 5, § 53 Absatz 3, § 56 Absatz 6 
Satz 2, § 56a Absatz 1 Satz 1, § 56b Absatz 2 
sowie in § 57 Absatz 5 die Abkürzung „Abs.“ 
durch das Wort „Absatz“,

12.	In § 50 Absatz 1 Nummer 7 wird die Angabe „§ 16 
Abs. 1 Satz 1 Buchst. b)“ durch die Angabe „§ 23 
Absatz 1 Satz 1 Nummer 2“ ersetzt. 

13.	Nach § 51 wird folgender § 51a eingefügt:

„§ 51a
Verbundkirchengemeinde

	 (1) Bei Verbundkirchengemeinden besteht ein ge­
meinsames Haushalts-, Kassen- und Rechnungs­
wesen. Der Verbundkirchengemeinderat ist für die 
Wahrnehmung der Aufgaben nach § 18 zuständig.

	 (2) Die Regelungen der §§ 52 Absatz 1 Satz 5, 53 
und 54 finden für Verbundkirchengmeinden keine 
Anwendung.“ 

14.	§ 56 a wird wie folgt geändert:

	 a) 	�In der Überschrift wird die Angabe „56 a“ 
durch die Angabe „56a“ ersetzt.

	 b) 	Absatz 2 wird wie folgt neu gefasst:

		�  „(2) Dem Ausschuss gehören die in dem Teilort 
oder Wohnbezirk gewählten sowie die dort 
wohnhaften zugewählten Mitglieder des Kir­
chengemeinderats und die Pfarrerinnen und 
Pfarrer an, die dort einen Seelsorgebezirk ha­
ben. Der Kirchengemeinderat kann weitere 
Mitglieder bis zur Zahl der gewählten und zu­
gewählten Mitglieder nach Satz 1 in den Aus­
schuss wählen, wobei mindestens die Hälfte von 
ihnen in dem Teilort oder Wohnbezirk wohnhaft 
oder nach einer Ummeldung nach § 13 Absatz 3 
zugeordnet sein muss. Der Oberkirchenrat kann 
für die gewählten und zugewählten Mitglieder 
des Kirchengemeinderats Ausnahmen zulassen. 
Die Kirchenpflegerin oder der Kirchenpfleger 
der Kirchengemeinde wird eingeladen und 
kann beratend teilnehmen.“

15.	In der Überschrift von § 56 b wird die Angabe 
„56 b“ durch die Angabe „56b“ ersetzt.

16.	§ 56 c wird wie folgt geändert:

	 a) 	�In der Überschrift wird die Angabe „56 c“ 
durch die Angabe „56c“ ersetzt.
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	 v)	� in § 43 Absatz 3 Satz 1 das Wort „Kirchen­
bezirksausschuß“ durch das Wort „Kirchenbe­
zirksausschuss“, 

	 w)	� in § 55 Absatz 2 Satz 1 das Wort „Erlaß“ durch 
das Wort „Erlass“,

	 x)	� in § 47 Absatz 2 das Wort „Schlußbericht“ 
durch das Wort „Schlussbericht“,

	 y)	� in § 50 Absatz 1 Nummer 2 das Wort „Anlaß“ 
durch das Wort „Anlass“,

	 z)	� in § 43 Absatz 5 Satz 1 das Wort „umfaßt“ 
durch das Wort „umfasst“,

	 aa) 	�in § 50 Absatz 1 Nummer 7 und 8 das Wort 
„Abschluß“ durch das Wort „Abschluss“,

	 bb)	�in § 55 Absatz 1 Satz 1 und 3 sowie Absatz 2  
Satz 1 und 2 das Wort „Verwaltungsaus­
schuß“ durch das Wort „Verwaltungsaus­
schuss“,

	 cc)	� in § 55 Absatz 2 Satz 2 das Wort „Steueraus­
schuß“ durch das Wort „Steuerausschuss“,

	 dd)	�in der Überschrift „VII.“ das Wort „Schluß­
bestimmungen“ durch das Wort „Schlussbe­
stimmungen“ und

	 ee)	� in § 60 das Wort „erläßt“ durch das Wort 
„erlässt“.

Artikel 2
Änderung der Kirchenbezirksordnung 

Die Kirchenbezirksordnung in der Fassung der Be­
kanntmachung vom 19. Juli 1989 (Abl. 53 S. 730), 
zuletzt geändert durch Kirchliches Gesetz vom 27. 
November 2012 (Abl. 65 S. 263, 277), wird wie folgt 
geändert:

1.	 § 1 Absatz 1 Satz 2 wird durch folgende Sätze er­
setzt: 

	 „Sind Kirchengemeinden an einer Verbundkirchen­
gemeinde beteiligt, so gilt nur die Verbundkirchen­
gemeinde als Kirchengemeinde im Sinne dieses 
Gesetzes. Im Übrigen sind Gesamtkirchengemein­
den keine Kirchengemeinden im Sinne dieses Ge­
setzes.“ 

2.	 In § 3 Absatz 2 Nummer 2 wird die Angabe „§ 9“ 
durch die Angabe „§ 10“ ersetzt.  

	 f)	� in § 11 Absatz 3 Satz 1, Absatz 4 Nummer 2 
und Absatz 5 Nummer 2, § 12 Absatz 2 Satz 
1, § 37 Absatz 2 Satz 2, § 43 Absatz 5 Satz 1,  
§ 53 Absatz 2 sowie in § 56b Absatz 3 Satz 3 
die Abkürzung „Nr.“ durch das Wort „Num­
mer“,

	 g)	� in § 11 Absatz 4 Nummer 1 die Abkürzung 
„Nrn.“ durch das Wort „Nummern“,

	 h)	� in § 16 Absatz 1 Satz 2, § 23 Absatz 1 Satz 3, 
§ 28 Absatz 4, § 35 Absatz 1 Nummer 3, § 36, 
§ 37 Absatz 5 Satz 1, § 49 Absatz 4 Satz 2,  
§ 53 Absatz 4 Satz 1 sowie in § 56 Absatz 1 
das Wort „daß“ durch das Wort „dass“,

	 i)	� in § 18 Absatz 1 Satz 2, § 44 Absatz 3 sowie 
in § 57 Absatz 6 das Wort „übrigen“ durch das 
Wort „Übrigen“,

	 j)	� in § 39 Absatz 1 Satz 2 und § 43 Absatz 5  
Satz 1 das Wort „muß“ durch das Wort „muss“, 

	 k)	� in § 24 Absatz 2 Satz 2 das Wort „Muß“ durch 
das Wort „Muss“,

	 l)	� in § 23 Absatz 2 Satz 2 das Wort „faßt“ durch 
das Wort „fasst“,

	 m)	� in § 24 Absatz 6 Satz 1 und § 56 Absatz 6  
Satz 1 das Wort „Beschlußfassung“ durch das 
Wort „Beschlussfassung“,

	 n)	� in § 25 Absatz 1 und 2 das Wort „beschlußfä­
hig“ durch das Wort „beschlussfähig“,

	 o)	� in § 28 Absatz 1 Satz 1 das Wort „Beschlußfä­
higkeit“ durch das Wort „Beschlussfähigkeit“,

	 p)	� in § 29 Satz 1 das Wort „unerläßlich“ durch 
das Wort „unerlässlich“,

	 q)	� in § 31 Absatz 1 Satz 3 das Wort „geheimzu­
halten“ durch die Wörter „geheim zu halten“,

	 r)	� in § 32a und § 35 Absatz 1 Nummer 2 das 
Wort „zustandegekommen“ durch die Wörter 
„zustande gekommen“,

	 s)	� in § 35 Absatz 1 Nummer 3 das Wort „müß­
ten“ durch das Wort „müssten“,

	 t)	� in § 36 das Wort „Beschlußunfähigkeit“ durch 
das Wort „Beschlussunfähigkeit“,

	 u)	� in § 43 Absatz 2 Satz 1 sowie in § 56  
Absatz 3 Satz 3 und Absatz 6 Satz 3 das Wort 
„Ausschuß“ durch das Wort „Ausschuss“,
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8.	 § 24 a erhält folgende Überschrift:

	 „§ 24a Aufsicht über den Kirchenbezirk“

Artikel 3
Änderung des Pfarrstellenbesetzungsgesetzes 

Das Pfarrstellenbesetzungsgesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 5. April 1982 (Abl. 50 S. 81), 
zuletzt geändert durch Kirchliches Gesetz vom 13. 
März 2010 (Abl. 64 S. 63), wird wie folgt geändert:

1.	 § 1 wird wie folgt geändert: 

a)	Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

	 aa)	� In Satz 1 werden nach dem Wort „Kirchen­
gemeinde“ die Wörter „oder eine Verbund­
kirchengemeinde“ und nach dem Wort 
„errichtet“ die Wörter „oder der Verbund­
kirchengemeinde zugeordnet“ eingefügt. 

	 bb)	� In Satz 3 werden nach dem Wort „Kirchen­
gemeinderat“ die Wörter „, in Verbund­
kirchengemeinden der Verbundkirchenge­
meinderat,“ eingefügt. 

b)	Absatz 1a Satz 1 wird wie folgt geändert: 

	 Nach dem Wort „Kirchengemeinde“ werden die 
Wörter „oder eine Verbundkirchengemeinde“ 
und nach dem Wort „errichtet“ die Wörter „oder 
der Verbundkirchengemeinde zugeordnet“ ein­
gefügt. 

2.	 § 2 Absatz 6 Satz 1 wird wie folgt geändert:

a)	� Bei Buchstabe a) werden nach dem Wort „Kir­
chengemeinderats“ die Wörter „, in Verbundkir­
chengemeinden des Verbundkirchengemeinde­
rats“ und nach dem Wort „Kirchengemeinden“ 
jeweils die Wörter „oder Verbundkirchenge­
meinden“ eingefügt. 

b)	�Bei Buchstabe c) werden nach dem Wort „Ge­
samtkirchengemeinde“ die Wörter „, wenn diese 
keine Verbundkirchengemeinde ist“ eingefügt. 

3.	 § 3 Absatz 4 Satz 1 wird wie folgt geändert: 

a)	� Bei Buchstabe a) werden nach dem Wort „Kir­
chengemeinderats“ die Wörter „, in Verbundkir­
chengemeinden des Verbundkirchengemeinde­
rats“ eingefügt.

3.	 In § 4 werden in der Überschrift die Worte „und 
zugewählte“ gestrichen. 

4.	 § 10 wird wie folgt geändert:

a)	 In Absatz 1 Satz 2 werden nach dem Wort „De­
kan“ die Wörter „als Vorsitzende oder Vorsitzen­
der des Kirchenbezirksausschusses“ eingefügt. 

b)	In Absatz 5 Satz 2 werden nach dem Wort 
„Schuldekan“ die Wörter „, die Codekanin oder 
den Codekan“ eingefügt. 

5.	 In § 16 Absatz 1 wird nach dem Wort „Kirchen­
bezirksrechner“ der Punkt durch ein Semikolon er­
setzt und am Ende folgende Nummer 5 angefügt: 

„5. der Codekanin oder dem Codekan.“

6.	 § 18 wird wie folgt geändert:

a)	Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

	 aa)	� In Satz 3 werden nach dem Wort „Dekanat­
amt“ die Wörter „oder der Codekanin oder 
dem Codekan“ eingefügt.

	 bb)	� In Satz 4 werden nach dem Wort „können“ 
die Wörter „der Codekanin oder dem Co­
dekan und“ eingefügt. 

b)	Nach Absatz 1 wird folgender Absatz 1a einge­
fügt: 

	 „(1a) In Kirchenbezirken, in denen das Deka­
natamt mit zwei Pfarrstellen verbunden ist, be­
stimmt der Oberkirchenrat, mit welcher Pfarr­
stelle der Vorsitz im Kirchenbezirksausschuss 
verbunden ist.“

7.	 § 22 wird wie folgt geändert:

a)	Absatz 1 Satz 2 wird gestrichen.

b)	In Absatz 6 wird nach Satz 1 folgender Satz ein­
gefügt:

	 „Die Jahresrechnung darf, soweit sie einen Wirt­
schaftsbetrieb betrifft, erst festgestellt werden, 
wenn die Ordnungsmäßigkeit der nach § 29 Ab­
satz 3 Satz 1 Haushaltsordnung vorgeschriebe­
nen Rechnungslegung geprüft ist.“
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5.	 In § 39 Absatz 2 wird nach Satz 1 folgender Satz 
angefügt: 

	 „Ist das Dekanatamt mit zwei Pfarrstellen verbun­
den, so trägt die Inhaberin oder der Inhaber der 
nicht mit der Geschäftsführung im Dekanatamt 
verbundenen Pfarrstelle die Dienstbezeichnung 
„Codekanin“ oder „Codekan“.“

Artikel 5
Änderung der Taufordnung 

§ 7 der Taufordnung vom 4. November 1964 (Abl. 42 
S. 1) die zuletzt durch Kirchliches Gesetz vom 27. No­
vember 2012 (Abl. 65 S. 269, 277) geändert worden 
ist wird wie folgt geändert:

1.	 In Absatz 3 werden nach dem Wort „Kirchenge­
meinderat“ die Wörter „, in Verbundkirchenge­
meinden mit dem Verbundkirchengemeinderat,“ 
eingefügt.

2.	 In Absatz 4 Satz 2 werden nach dem Wort „Kirchen­
gemeinderat“ die Wörter „, in Verbundkirchenge­
meinden mit dem Verbundkirchengemeinderat“ 
eingefügt.

Artikel 6
Änderung der Konfirmationsordnung

Die Konfirmationsordnung in der Fassung der Be­
kanntmachung vom 7. Februar 1977 (Abl. 47 S. 323), 
zuletzt geändert durch Kirchliches Gesetz vom 27. 
November 2012 (Abl. 65 S. 269, 277), wird wie folgt 
geändert:

1.	 In § 4 wird nach Absatz 3 folgender Absatz 4 ange­
fügt:

	 „(4) In Verbundkirchengemeinden ist der Verbund­
kirchengemeinderat zuständig.“

2.	 In § 9 Absatz 1 und Absatz 2 Satz 2 werden nach 
dem Wort „Kirchengemeinderat“ jeweils die Wör­
ter „, in Verbundkirchengemeinden mit dem Ver­
bundkirchengemeinderat“ eingefügt. 

b)	�Bei Buchstabe b) werden nach dem Wort „Ge­
samtkirchengemeinde“ die Wörter „, wenn diese 
keine Verbundkirchengemeinde ist“ eingefügt.

4.	 In § 6 Absatz 2 wird nach Satz 3 folgender Satz 
eingefügt: 

	 „Das Besetzungsgremium für Pfarrstellen, die ei­
ner Verbundkirchengemeinde zugeordnet sind, be­
steht aus den stimmberechtigten Mitgliedern des 
Verbundkirchengemeinderats.“

Artikel 4
Änderung des Württembergischen Pfarrergesetzes

Das Württembergische Pfarrergesetz in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 21. Dezember 1989 (Abl. 
54 S. 38), zuletzt geändert durch Kirchliches Gesetz 
vom 22. Oktober 2013 (Abl. 65 S. 672), wird wie folgt 
geändert:

1.	 In § 6 Absatz 1 werden am Ende folgende Sätze 
angefügt: 

	 „In besonderen Fällen kann das Dekanatamt mit 
zwei Pfarrstellen verbunden werden. In diesen Fäl­
len nehmen die Inhaberinnen und Inhaber die de­
kanatamtlichen Aufgaben nach Maßgabe der vom 
Oberkirchenrat zu erlassenden Geschäftsordnung 
für das Dekanatamt arbeitsteilig wahr, sofern kei­
ne abweichende gesetzliche Regelung besteht. De­
kanin oder Dekan und Codekanin oder Codekan 
vertreten sich gegenseitig. Sie unterrichten und be­
raten sich regelmäßig über wesentliche dienstliche 
Vorgänge.“

2.	 Nach § 20 Absatz 2 Satz 1 wird folgender Satz ein­
gefügt: 

	 „Ist das Dekanatamt mit zwei Pfarrstellen verbun­
den, nimmt die Dekanin oder der Dekan, mit deren 
oder dessen Pfarrstelle der Vorsitz im Kirchenbe­
zirksausschuss verbunden ist, die unmittelbare 
Dienstaufsicht wahr.“

3.	 In § 35 Absatz 1 wird die Abkürzung „Nr.“ durch 
das Wort „Nummer“ und die Abkürzung „Abs.“ je­
weils durch das Wort „Absatz“ ersetzt. 

4.	 In § 36 wird die Abkürzung „Abs.“ jeweils durch 
das Wort „Absatz“ ersetzt
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Artikel 10
Änderung des Perikopengesetzes

In § 4 Satz 1 des Perikopengesetzes vom 6. April 1979 
(Abl. 48 S. 419), das durch Kirchliches Gesetz vom 8. 
Juli 2004 (Abl. 61 S. 137) geändert worden ist, wer­
den nach dem Wort „Kirchengemeinderat“ die Wörter 
„, in Verbundkirchengemeinden mit dem Verbundkir­
chengemeinderat,“ eingefügt.

Artikel 11
Inkrafttreten 

Das Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkündung in 
Kraft. 

D r.  h. c.  F r a n k  O.  J u l y

Kirchliche Verordnung zur  
Änderung der Kirchlichen  
Verordnung zur Ausführung  
des Pfarrbesoldungsgesetzes

vom 16. Dezember 2015

Gemäß § 14 Pfarrbesoldungsgesetz wird nach Bera­
tung gemäß § 39 Absatz 1 Kirchenverfassungsgesetz 
verordnet:

Artikel 1
Änderung der Kirchlichen Verordnung 

zur Ausführung des Pfarrbesoldungsgesetzes

Die Kirchliche Verordnung zur Ausführung des Pfarr­
besoldungsgesetzes vom 8. August 1995 (Abl. 56  
S. 419), zuletzt geändert durch Kirchliche Verord­
nung vom 22. Oktober 2014 (Abl. 66 S. 268), wird 
wie folgt geändert:

1. 	Anlage 1 Abschnitt II. wird wie folgt geändert:

a) 	Im Unterabschnitt Prälatur Stuttgart werden 
nach den Worten „Markgröningen I (Dekanat 
Ditzingen)“ die Worte „Oberesslingen Martins­
kirche (Dekanat Esslingen)“ gestrichen und nach 
den Worten „Plochingen Stadtkirche I (Dekanat 

Artikel 7
Änderung der Trauordnung 

In § 8 Absatz 2 der Trauordnung vom 27. Juni 1957 
(Abl. 37 S. 326), die zuletzt durch Kirchliches Gesetz 
vom 29. Juni 2000 (Abl. 59 S. 113, 116) geändert wor­
den ist, wird nach Satz 1 folgender Satz 2 angefügt: 

„In Verbundkirchengemeinden ist der Verbundkirchen­
gemeinderat zuständig.“

Artikel 8
Änderung der Ordnung 

der kirchlichen Bestattung

In § 2 Absatz 3 Satz 3 der Ordnung der kirchlichen Be­
stattung vom 13. November 1969 (Abl. 44 S. 67), die 
zuletzt durch Kirchliches Gesetz vom 29. Juni 2000 
(Abl. 59 S. 113, 116) geändert worden ist, werden 
nach dem Wort „Kirchengemeinderats“ die Wörter  
„, in Verbundkirchengemeinden des Verbundkirchen­
gemeinderats,“ eingefügt. 

Artikel 9
Änderung der Visitationsordnung 

§ 5 der Visitationsordnung vom 25. November 1976 
(Abl. 47 S. 352), die zuletzt durch Kirchliches Gesetz 
vom 27. November 2012 (Abl. 65 S. 269, 277) geän­
dert worden ist, wird wie folgt geändert: 

1.	 Nach Absatz 1 wird folgender Absatz 1a eingefügt: 

	 „(1a) Ist das Dekanatamt mit zwei Pfarrstellen ver­
bunden, regelt die Geschäftsordnung die Zustän­
digkeit für die Visitationen.“

2.	 In Absatz 3 Satz 1 werden die Wörter „oder Teilkir­
chengemeinde“ gestrichen. 

3.	 In Absatz 5 werden nach Satz 1 folgende Sätze an­
gefügt: 

	 „Ist das Dekanatamt mit zwei Pfarrstellen verbun­
den, so zieht der jeweilige Visitator regelmäßig den 
anderen Dekan als sachverständigen Berater bei. 
Dieser kann dem Visitationsbericht eine eigene 
Stellungnahme beifügen.“ 
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Kirchliche Verordnung  
über die Einrichtung von  
Kirchlichen Verwaltungsstellen

vom 15. Dezember 2015
AZ 71.00 Nr. 78.10-01-03-V06

Aufgrund des Kirchlichen Gesetzes über Kirchliche 
Verwaltungsstellen vom 9. November 1955 (Abl. 36 
S. 425), geändert durch Kirchliches Gesetz vom 30. 
November 2006 (Abl. 62 S. 319, 323) wird nach Bera­
tung gemäß § 39 Absatz 1 des Kirchenverfassungsge­
setzes folgendes verordnet:

§ 1
Auflösung und Neuordnung

(1) Die Kirchliche Verwaltungsstelle Neuenbürg wird 
aufgelöst.

(2) Der bisher zum Dienstbereich der Kirchlichen Ver­
waltungsstelle Neuenbürg gehörende Kirchenbezirk 
Neuenbürg wird der Kirchlichen Verwaltungsstelle 
Calw zugeordnet. 

§ 2 
Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am 1. Mai 2016 in Kraft.

R u p p

Kirchengericht für mitarbeiterver-
tretungsrechtliche Streitigkeiten

Bekanntmachung des Oberkirchenrats
vom 5. November 2015

AZ 23.02-4 Nr. 26.22-01-01-V02

Als stellvertretende Beisitzende Richterin für die 
I. Amtszeit wurde für die verbleibende Amtszeit bis 
30. April 2017 gewählt:

Frau Doris Wörner als stellvertretende Beisitzende 
Richterin für den Bereich Diakonie/Dienstnehmer.

R u p p

Esslingen)“ werden die Worte „Kirchheim unter 
Teck Auferstehungskirche (Dekanat Kirchheim 
unter Teck)“ eingefügt.

b) 	Im Unterabschnitt Prälatur Ulm werden nach 
den Worten „Ehingen Süd (Dekanat Blaubeu­
ren“ die Worte „Eislingen Christuskirche (De­
kanat Göppingen)“ eingefügt.

2. 	Anlage 2 Abschnitt I wird wie folgt geändert:

a)	Unterabschnitt „Pfarrbesoldungsgruppe 2“ wer­
den nach den Worten „Gemeindebezogene Son­
derpfarrstelle Aulendorf Schulseelsorge“ die 
Worte „Gemeindebezogene Sonderpfarrstelle 
Biberach Diakonie“, nach den Worten „Gemein­
debezogene Sonderpfarrstelle Heilbronn Jugend“ 
die Worte „Gemeindebezogene Sonderpfarrstel­
le Hohenheim Hochschulseelsorge“ und nach 
den Worten „Gemeindebezogene Sonderpfarr­
stelle Ulm Jugend“ die Worte „Gemeindebezo­
gene Sonderpfarrstelle Weingarten Hochschul­
seelsorge“ eingefügt.

b)	Im Unterabschnitt „Pfarrbesoldungsgruppe 3“ 
werden nach den Worten „Leitender Pfarrer der 
Evang. Bauernarbeit“ die Worte „Leiter der Ta­
gungsstätte Löwenstein“ und „Gemeindebezo­
gene Sonderpfarrstelle Diakonie Ravensburg“ 
eingefügt.

c)	 Im Unterabschnitt „Pfarrbesoldungsgruppe 4“  
werden nach dem Wort „Schuldekane“ die Wor­
te „Leiter der Tagungsstätte Löwenstein“ und 
nach den Worten „Leitender Referent im Evang. 
Jugendwerk in Württemberg“ die Worte „Ge­
schäftsführer des Geschäftsbereichs Öffentlich­
keitsarbeit der Evang. Medienhaus GmbH“ ge­
strichen sowie die Worte „Geschäftsführer des 
Geschäftsbereichs Rundfunk der Evang. Me­
dienhaus GmbH“ durch die Worte „Geschäfts­
führer der Evang. Medienhaus GmbH“ ersetzt.

Artikel 2
Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. Januar 
2016 in Kraft.

R u p p



Bd. 67	 Nr. 1	 10	 29. Januar 2016

Lehrgang Blaubeuren

 
	

 
	

Lehrgang Böblingen

 
	

 
	

 
	

 
	

 
	

Lehrgang Göppingen

 
	

 
	

 
	

 
	

 	
	

 
	

Lehrgang Heidenheim

 
	

 
	

 	
	

Lehrgang Heilbronn-Böckingen

 	
	

 
	

	

Prüfung für Kirchenmusiker

Bekanntmachung des Oberkirchenrats
vom 9. Dezember 2015

AZ 59.160 Nr. 52.20-01-01-V01

Die Abschlussprüfung in Stufe A, B und C haben 
in der Zeit von Dezember 2014 bis Dezember 2015 
(Prüfungsdatum jeweils in Klammern) mit Erfolg ab­
gelegt:

A-Prüfung

Hochschule für Kirchenmusik der Evangelischen
Landeskirche in Württemberg

 

B-Prüfung

Staatliche Hochschule für Musik und Darstellende 
Kunst Stuttgart

 
	

 
	

Hochschule für Kirchenmusik der Evangelischen
Landeskirche in Württemberg

 
	

C-Prüfung
(Befähigung für nebenberufliche Tätigkeit in Kirchen­
musikstellen)

Lehrgang Neuenstadt
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R u p p

Arbeitsrechtliche Kommission IX – 
Landeskirche und Diakonie  
Württemberg

Bekanntmachung des Oberkirchenrats
vom 18. Dezember 2015

AZ 23.02-5 Nr. 26.21-01-01-V19

 
 

R u p p

Dienstnachrichten

–	  
 
 

 

–	
 

 

 	
	

Lehrgang Kirchenkreis Stuttgart (Bad Cannstatt, 
Echterdingen, Degerloch, Zuffenhausen)

 	
	

 
	

 
	

 	
	

 
	

 
	

 
	

 
	

Lehrgang Leonberg

  
	

 	
	

 	
	

	
 	

	
 

	

Lehrgang Marbach

 	
	

Lehrgang Waiblingen

 	
	

 	
	

	
 	

	



 

–	

 
 
 

 

–	
 
 

–	  
 

 

 

Der Landesbischof hat 

in den Ruhestand versetzt

–	

–	

In die Ewigkeit wurden abgerufen:

–	  

–	  
 

–	

–	  

–	  

Amtsblatt
Laufender Bezug nur durch das Referat Interne  
Verwaltung des Evangelischen Oberkirchenrats.
Bezugspreis jährlich 25,00 Euro, 
zuzüglich Porto- und Versandkosten.
Erscheinungsweise: monatlich.

Der Bezug kann zwei Monate vor dem 31. Dezember  
eines jeden Jahres gekündigt werden.
Einzelnummern laufender oder früherer Jahrgänge können 
vom Referat Interne Verwaltung des Evangelischen Ober­
kirchenrats – soweit noch vorrätig – bezogen werden. 
Preis je Einzelheft: 2,00 Euro.
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